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DIE ZENTRALGEWALT: EIN HAUPT OHNE KÖRPER 
Erster demonstrativer Höhepunkt der Arbeit der Nationalversammlung ist die Reichsverweserwahl. Sie geht 
auf einen Kompromiss zwischen den Vorstellungen der verschiedenen Fraktionen über eine provisorische 
Zentralgewalt zurück. Die Linke will einen einzigen Mann als Träger der Exekutive, die Rechte ein Kollegium, die 
Linke einen Abgeordneten, der durch die Nationalversammlung selbst gewählt und ihr verantwortlich sein soll, 
die Rechte der Ernennung durch die Fürsten ohne Verpflichtung zur parlamentarischen Verantwortung. 
Um die Versammlung trotz ihrer Gegensätze zu einer Entscheidung zu zwingen, macht ihr Präsident Heinrich 
von Gagern einen „kühnen Griff“: Er schlägt der Nationalversammlung die Wahl eines Reichsverwesers vor. 
Gewählt wird Erzherzog Johann von Österreich, „nicht weil, sondern obgleich er ein Fürst ist“. Er ist der 
Nationalversammlung nicht verantwortlich und wird nach seiner Wahl von den Fürsten der Einzelstaaten 
anerkannt. Er ist damit „legitimer“ Nachfolger der Bundesversammlung, die ihre Kompetenzen auf den 
Reichsverweser überträgt. 
Dieser Kompromiss mit den alten Mächten schafft für die Nationalversammlung zusätzliche Probleme. An 
der Spitze  steht jetzt ein Mitglied des österreichischen Herrscherhauses. Damit wird die Entscheidung über die 
Zugehörigkeit des österreichischen Vielvölkerstaates zum künftigen deutschen Nationalstaat noch schwieriger. 
Zunächst richten sich jedoch große Erwartungen auf den Reichsverweser. In einem Aufruf „An das deutsche 
Volk“ verspricht er „nach Jahren des Drucks […] die Freiheit voll und unverkürzt“ und die Vollendung des 
Verfassungswerks für Deutschland. Demokratische Vereine appellieren an den Reichsverweser, die 
Volkssouveränität zu achten und für die Verantwortlichkeit eines künftigen Reichsoberhaupts einzutreten. Bald 
jedoch enthüllt sich die Schwäche der Zentralgewalt. Nach der Berufung des Reichsministeriums unter Karl 
Fürst zu Leiningen, einem hohen Aristokraten und Verwandten des englischen Königshauses, zeigt sich, dass die 
Handlungsfähigkeit der Zentralgewalt durch organisatorische Mängel und Kompetenzstreitigkeiten mit den 
deutschen Einzelstaaten stark begrenzt ist. Ohne Armee, Polizei und Beamte ist sie bei der Durchführung ihrer 
Beschlüsse von der Mitarbeit der politischen Machtträger in den Einzelstaaten abhängig, mit deren 
Bevollmächtigten sie in Frankfurt verhandelt. Bei diesen Verhandlungen ist die völkerrechtliche Vertretung 
kontrovers. Die Einzelstaaten weigern sich zum Teil, ihre Truppenkontingente einem zentralen Oberbefehl zu 
unterstellen. Am 6. August ergeht an die Truppen aller Staaten ein Appell, dem Reichsverweser zu huldigen. 
Preußen und Österreich folgen nur mit Vorbehalten. 
DIE GRUNDRECHTSDEBATTEN 
Die Ausarbeitung eines verbindlichen Katalogs von Menschen- und Bürgerrechten nach dem Vorbild der 
amerikanischen und der französischen Revolution ist für die verfassunggebende Versammlung in der 
Paulskirche das erste Ziel ihrer Bemühungen. Am 3. Juli 1848, nach der Konstituierung der provisorischen 
Zentralgewalt, beschließt die Nationalversammlung, „mit der Feststellung der allgemeine Rechte, welche die 
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Gesamtverfassung dem deutschen Volke gewähren sollte, den Anfang zu machen […]. Das Verfassungswerk, 
welches jetzt unternommen ist, soll ja die Einheit und Freiheit Deutschlands, das Wohl des Volkes auf Dauer 
begründen“.  Das liberale Bürgertum debattiert monatelang über die Inhalte der endlich errungenen 
Freiheiten. Es geht um eine neue soziale Ordnung und um die Bildung eines deutschen Nationalstaates mit 
demokratischer Verfassung. 
Ganz Deutschland verfolgt die Debatten in der Paulskirche mir großer Aufmerksamkeit. Viele Bürger 
versuchen, mit Flugschriften, Petitionen und Änderungsvorschlägen Einfluss auf die Formulierung der 
Grundrechte zu nehmen. 
Der Beschluss der Nationalversammlung, mit der Diskussion der Grundrechte zu beginnen und die übrigen 
Verfassungsprobleme zurückzustellen, ist die unmittelbare Folge der Erfahrungen der Abgeordneten mit dem 
vormärzlichen Polizeisystem. Sie haben vor allem den Willen, die Rechte des Einzelnen dem Staat gegenüber zu 
sichern: „Wir wollen jetzt aus dem herauskommen, was uns der Polizeistaat der letzten Jahrhunderte gebracht 
hat. Wir wollen den Rechtsstaat auch für Deutschland begründen […]. Es soll die Bevormundung entfernt 
werden, die von oben her auf Deutschland lastet“. 
Die Grundrechte garantieren den bürgerlichen Rechtsstaat. Zum ersten Mal in der deutschen Geschichte 
wird zugleich ein einheitliches „Reichsbürgerrecht“ geschaffen. Ständische Vorrechte sollen durch die 
allgemeine Gleichheit vor dem Gesetz abgelöst werden: “Der Adel als Stand ist aufgehoben […]. Die Deutschen 
sind vor dem Gesetze gleich“ (§ 7). 
Rechtsgleichheit, ein einheitliches Staatsbürgerecht und die Gleichheit der Bürger vor dem Gesetz bilden das 
Kernstück der Grundrechte. Vor allem geht es der Paulskirchenversammlung darum, die Rechte des 
Individuums gegenüber dem Staat zu garantieren: „Die Freiheit der Person ist unverletzlich“ (§ 8). Jeder 
Staatsbürger erhält die Meinungs- und Glaubensfreiheit: „Jeder Deutsche hat das Recht, durch Wort, Schrift, 
Druck und Bild seine Meinung frei zu äußern“(§ 13). Die Vereins- und Versammlungsfreiheit werden gesichert, 
besonders geschützt werden die Freiheit der Wissenschaft und der Lehre. Die Unabhängigkeit der Kirche vom 
Staat wird in den Debatten leidenschaftlich diskutiert. 
Schließlich sichern die Grundrechte die freie Verfügungsgewalt des Bürgers über sein Eigentum. Alle noch 
bestehenden Adelsprivilegien werden beseitigt. Einerseits werden alle noch auf Grund und Boden lastenden 
Abgaben und Leistungen für ablösbar erklärt, andererseits erhalten die besitzlosen Abhängigen freie 
Verfügungsgewalt über ihre Arbeitskraft. Die Grundrechte zielen auf die freie, durch die Sicherung des 
Eigentums gewährleistete Entfaltung des Individuums, also auf die Freisetzung aller Kräfte des einzelnen unter 
allgemein verbindlichen gesetzlichen Regeln. Dagegen werden alle über die rechtliche Sicherung des 
Individuums hinausgehenden sozialreformerischen Maßnahmen von der Mehrheit der Abgeordneten nicht 
gebilligt. Obwohl die soziale Frage durch das Elend breiter Volksschichten schon ins allgemeine Bewusstsein 
gedrungen ist, findet sich in den Grundrechten nichts über eine soziale Verpflichtung des Eigentums und über 
einen Anspruch auf soziale Sicherheit. Hier setzt die Kritik der Arbeiter- und Gesellenvereine und der 
entschiedenen Demokraten an. Die sozialen Interessengegensätze, die das Werk der Paulskirche schließlich so 
sehr belasten, zeichnen sich bereits ab. 
DIE SCHLESWIG-HOLSTEIN-FRAGE 
Noch während der Diskussion über die Grundrechte kommt es zu einer für das Schicksal der 
Nationalversammlung entscheidenden Krise. Die Herzogtümer Schleswig und Holstein haben sich der 
deutschen Revolution angeschlossen und sich gegen ihren Herrscher, den dänischen König, erhoben,  weil er 
das im Unterschied zu Holstein nicht zum Deutschen Bund gehörende Schleswig dem dänischen Nationalstaat 
einverleiben will. Die revolutionäre provisorische Regierung der Herzogtümer ersucht den Bundestag um 
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militärische Hilfe, die sie unter preußischem Oberkommando erhält. Die deutsche Nationalbewegung nimmt 
sich des Kampfes der Schleswig-Holsteiner mit einem Enthusiasmus ohnegleichen an. Er wird zu einem 
Kristallisationspunkt der deutschen Einheitsbestrebungen und zur Prestigefrage für die Nationalversammlung. 
Die Bundestruppen kämpfen unter preußischem Kommando erfolgreich. Trotzdem  zwingt ausländischer 
Druck, vor allem von England und Russland, Preußen zur Annahme des Waffenstillstandsvertrages von Malmö, 
dessen Bestimmungen weitgehend zu Lasten der Schleswig-Holsteiner gehen. Die Frankfurter provisorische 
Zentralgewalt, Rechtsnachfolgerin des Bundestages, in dessen Namen der Krieg geführt worden ist, wird bei 
den Waffenstillstandsverhandlungen von Preußen übergangen. Preußen verwirft damit den nationalen 
Gedanken zugunsten seiner Interessen als europäische Macht. 
Diese erste außenpolitische Krise zeigt die Probleme, von denen die Nationalversammlung steht und die sie 
zum Teil selbst geschaffen hat. Die Wahl des Reichsverwesers hatte für kurze Zeit   den Eindruck geschaffen, als 
liege die Macht tatsächlich bei der neuen Zentralgewalt. Nun kommt es  im Verlauf der Auseinandersetzungen 
um Schleswig-Holstein zu einer Konfrontation mit den realen Machtverhältnissen. Die gemäßigten und die 
radikalen Abgeordneten der Paulskirche reagieren unterschiedlich. Die tiefgreifenden Differenzen zwischen 
den verschiedenen politischen Gruppen treten deutlicher als je zuvor zutage. Die Nationalversammlung muss 
eine Entscheidung  über das eigenmächtige Vorgehen Preußens fällen. Denn von Annahme oder Ablehnung des 
Waffenstilstands durch die Nationalversammlung hängt nicht nur das Schicksal Schleswig-Holsteins, sondern 
das ganz Deutschlands ab.  Die Annahme bedeutet den Sieg Preußens über die deutsche Nationalbewegung, 
den Sieg eines Monarchen über das gesamtdeutsche Parlament. Die Ablehnung würde bedeuten, dass die 
Nationalversammlung entschlossen ist, sich gegen Preußen und auch gegen die europäischen Mächte 
durchzusetzten und damit den Weg der Vereinbarung mit den Fürsten zu verlassen. 
Am 5. September lehnt die Nationalversammlung mit 238 gegen 221 Stimmen nach der turbulenten Debatte 
seit ihrem Bestehen den Waffenstillstand ab. Es ist der erste Sieg der Linken in der Paulskirche. Viele Liberale 
stimmen für diese Entscheidung, darunter der Hauptredner der Schleswig-Holsteiner, Dahlmann, der in seiner 
Rede sagt, dass das Parlament sein ehemals stolzes Haupt nie wieder erheben werde, falls es sich hier 
ausländischem Druck beuge und die Einheit Deutschlands in Schleswig-Holstein verrate. Das Ministerium 
Leiningen tritt nach der Abstimmung zurück. Dahlmann gelingt allerdings weder die Bildung eines neuen 
Ministeriums, noch kann er sich dazu entschließen, die Forderung der Linken zu übernehmen und zum Kampf 
gegen Preußen aufzurufen. 
Die Nationalversammlung verharrt in ohnmächtiger Passivität. Am 16. September schließlich akzeptierte sie 
257 gegen 236 Stimmen doch noch den Waffenstillstand. Viele Liberale, die sich vorher wie Dahlmann 
leidenschaftlich dagegen ausgesprochen hatten, stimmen nun dafür. Damit  opfert die Nationalversammlung 
ihr Ansehen, indem sie jetzt für die Politik Preußens eintritt. Die Paulskirche begibt sich endgültig in die 
Abhängigkeit der Fürsten. In dieser Entscheidung sehen Karikaturisten schon die Beerdigung des 
„Siebenmonatskindes“ der deutschen Einheit. 
Das Unvermögen der Nationalversammlung, die preußische Regierung zur Ablehnung des Waffenstillstandes 
von Malmö zu bewegen, dokumentiert ihre Ohnmacht vor den bestehenden Gewalten. Für die Republikaner ist 
dies der Beweis für die Aussichtslosigkeit der gemäßigt-liberalen Konzeption, die Fürsten auf dem Wege von 
Verhandlungen zu freiwilligem Verzicht auf einige Souveränitätsrechte zugunsten eines deutschen 
Nationalstaates und eines parlamentarischen Systems zu bewegen.  ● 
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